







				Das Buch

				Finanzexperte und Investor Max Otte stellt klar: Die aktuelle Diskussion um den Euro und um Griechenland ist so hitzig wie verlogen. Hochfinanz und Politik streuen Unwahrheiten, um die wahren Gründe der Misere und die wirklich sinnvollen Lösungsstrategien zu verschleiern. Denn tatsächlich verdanken wir die finanzielle Schieflage mehrerer EU-Länder den Geburtsfehlern unserer Gemeinschaftswährung. Wir verdanken sie außerdem den Banken, Finanzdienstleistern und Superreichen, deren Verluste über »Rettungsschirme« abermals vom Steuerzahler ausgeglichen werden. Und wir verdanken sie mutlosen Politikern, die nichts gegen solche Auswüchse unternehmen. Wirtschaft, Politik und ganze Staaten befinden sich im Würgegriff der Finanzoligarchie. Doch es gibt eine Chance, das Euro-Desaster abzuwenden – indem man klare Finanzregeln schafft, die strikt eingehalten werden; indem man angeschlagene EU-Staaten notfalls einer Insolvenz unterzieht und aus der Euro-Zone ausschließt; und indem man endlich die Hochfinanz an der Behebung der von ihr verursachten Krisen beteiligt und daran hindert, auf unsere Kosten zu spekulieren und unser Geld und unser Land zu ruinieren.

				Der Autor

				Max Otte wurde an der Princeton University promoviert, ist Professor für BWL an der FH Worms, Professor an der Universität Graz und Leiter des von ihm gegründeten Instituts für Vermögensentwicklung (www.privatinvestor.‌de) sowie unabhängiger Fondsmanager und Direktor des Zentrums für Value Investing e. V. Er hat mehrere erfolgreiche Bücher zu Wirtschafts- und Kapitalmarktthemen veröffentlicht. 2006 warnte er vor der später hereinbrechenden Finanzkrise; die Anfälligkeit des Euro thematisierte er bereits 1998. Sein Buch Der Crash kommt stand monatelang auf den Bestsellerlisten.

				In unserem Hause sind von Max Otte bereits erschienen:

				Der Crash kommt

				Der Informations-Crash

				Die Krise hält sich nicht an Regeln

				Investieren statt sparen



				Max Otte

				STOPPT DAS
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				Gebt das Geld in unsere Hände!


				Im Herbst 2008 erschütterte die Finanzkrise die Weltwirtschaft mit der Wucht eines Tsunamis.[1] Für kurze Zeit sah es so aus, als würde das Geld- und Bankensystem völlig zusammenbrechen. Rasch geschnürte staatliche Rettungsprogramme von bislang unvorstellbarem Ausmaß verhinderten dies. Vorläufig.

				Die Kosten waren enorm. Sie beliefen sich nach einer Schätzung der Commerzbank bislang auf über 10 Billionen Dollar – 20 Prozent des Weltsozialprodukts.[2] Allein der deutsche Finanzmarktstabilisierungsfonds (SoFFin) hat Rettungsmaßnahmen von mehr als 200 Milliarden Euro genehmigt. Das sind 2500 Euro Belastung pro Bundesbürger – und dabei sind die Konjunkturprogramme und die Liquiditätshilfen von Bundesbank und Europäischer Zentralbank noch gar nicht mitgezählt.

				Und dennoch: Man hätte sich vielleicht damit abgefunden, wenn die Politik die Lehren aus der Krise gezogen hätte. Wenn das Finanzsystem endlich sicherer geworden wäre und die Menschen in eine bessere Zukunft hätten blicken können.

				Aber nichts davon ist der Fall. Die dringend notwendige Reform des Finanzsektors ist ausgeblieben. Nach einer kurzen Schreckenspause machen die Investmentbanken, Hedgefonds und andere Finanzakteure weiter wie bisher: Ungehindert durch die Politik betreiben sie ihr hochriskantes, oft toxisches Geschäft. Und das, was Bundeskanzlerin Merkel 2008 vollmundig versprochen hatte, dass nämlich jeder Akteur, jedes Produkt und jede Region reguliert werden solle, gerät mehr und mehr in Vergessenheit.

				In immer kürzeren Abständen folgen nun die Einschläge aufeinander. Kaum schien die Finanzkrise halbwegs überwunden, stand Griechenland vor der Zahlungsunfähigkeit. Die Politiker überschlugen sich unverzüglich in Willensbekundungen, »Griechenland, den Euro und Europa zu retten«.

				Das sind gleich drei politische Lügen auf einmal. Denn von den 110 Milliarden Euro, die 2010 als »Rettungspaket« durch den Internationalen Währungsfonds und als bilaterale Kreditzusagen der Euro-Länder zur Verfügung gestellt wurden, profitieren weder Europa, noch die griechischen Bürger, noch die Bürger der Geberländer wie Deutschland. Unser Geld geht nicht nach Griechenland, Irland oder Portugal – nein, es fließt wieder an die Banken, die sich ein weiteres Mal verzockt haben, diesmal mit griechischen Anleihen. Fakt ist: Es gibt überhaupt keine »Euro-Krise«. Wir stehen mitten in einer neuen Bankenkrise. Nutznießer der Rettungspakete sind wieder einmal Investmentbanken und Superreiche.[3] Und Europa wird durch diesen Wahnsinn schon gar nicht gerettet. Im Gegenteil, es wird zum Nutzen dieser Finanzoligarchie, der sich die Politik bereitwillig unterworfen hat, auseinanderdividiert.[4]

				Etwas ist faul in unserem Staate, und die Bürgerinnen und Bürger spüren das. In unzähligen Vorträgen bei politischen Vereinigungen, Unternehmer- und Arbeitnehmerorganisationen, Kirchen und anderen Foren der Zivilgesellschaft habe ich festgestellt: Die Menschen merken, dass sie an der Nase herumgeführt werden. Sie wissen, dass sie am Ende die Dummen sind, dass sie für dieses Desaster mit ihren Steuergeldern bezahlen müssen. Aber die Lage scheint so komplex und verworren, dass sie die Ursachen nicht klar ausmachen können. Widerstreitende Expertenmeinungen tun ihr Übriges. Oft bleiben nur Wut und Resignation.

				Das darf nicht sein. Lassen Sie nicht zu, dass man uns zu verwirrten, resignierten Subjekten macht und wir ein ums andere Mal für Krisen geradestehen, die wir nicht verursacht haben. Es reicht – wehren Sie sich!

				Widerstand beginnt mit Wissen. Deswegen verfasse ich diese Schrift. Ich will, dass Sie mitreden können; dass Sie erkennen, wie schlimm es wirklich um unser Wirtschaftssystem und letztlich auch um unsere Demokratie steht. Wer profitiert tatsächlich von der Finanzkrise? Wie funktionieren die Mechanismen der Macht? Wenn der Gegner anonym bleibt und die Fehler des Systems nicht kenntlich werden, kann die Finanzoligarchie weiter ihr Unwesen treiben. Verstehen ist der erste Schritt zu einer gerechteren Ordnung. Aus Verstehen wird Widerstand, Engagement, Veränderung.

				Wir brauchen keinen Sozialismus für Banken und Superreiche, in dem diese Gruppen auf Kosten des Staates leben, ohne sich angemessen an der Wertschöpfung in der Wirtschaft zu beteiligen. Was wir brauchen, ist ein faires marktwirtschaftliches Finanzsystem, das nicht leistungsfreie Kapitaleinkommen belohnt, sondern stattdessen ermöglicht, dass jeder Arbeitswillige Arbeit findet, man mit einer Vollzeitstelle eine Familie ernähren kann und eine hinreichende Altersversorgung besteht.

				Dazu ist keine Revolution notwendig. Deutschland, Österreich und die Schweiz sowie die nordeuropäischen Länder hatten lange Banken- und Sozialsysteme, die – im Gegensatz zu den kapitalmarktorientierten Systemen in England und Amerika – wegweisend waren. Sie boten die Basis für eine leistungsorientierte Gesellschaft.[5] Vieles, was die deutsche Wirtschaft zwischen 1870 und 1914 und dann wieder ab 1948 zu einer der größten und modernsten der Welt gemacht hat, hat heute noch genauso Bestand und Berechtigung, zum Beispiel die Volks- und Raiffeisenbanken und die Sparkassen. Wir müssen uns nur von Gesetzen und Regelungen befreien, die uns in den letzten Jahrzehnten aufgezwungen wurden. Denn erst diese Gesetze haben die hemmungslose Finanzspekulation zu Lasten der Realwirtschaft ermöglicht.

                	Wir müssen die Herrschaft der Finanzoligarchie beenden. Warten wir nicht länger.

                    
				



Es ist gut, dass die Menschen des Landes unser Banken- und Geldsystem nicht verstehen, denn sonst, so glaube ich, hätten wir noch vor morgen früh eine Revolution.

				Henry Ford[6]



				Die Banken und die Spekulation

				Die zentralen Fragen der Banken- und Geldordnung sind gar nicht so komplex, wie es uns viele Ökonomen und Politiker glauben machen wollen. Dennoch herrscht hierzu – auch bei den Spitzen unserer Gesellschaft – oft eine erschreckende Unwissenheit. Vor kurzem sprach ich mit einem wichtigen Politiker der Regierungskoalition, der Josef Ackermann als »klugen Investor« lobte. Offensichtlich hatte dieser Mann unser Finanzsystem nicht verstanden. Denn was die Deutsche Bank von allen Geschäften am wenigsten macht, ist »investieren«, also langfristig und sinnvoll Geld anlegen.

				Investmentbanken, von denen heute viel die Rede ist, sind keine Banken im klassischen Sinne. Sie vergeben keine langfristigen Kredite und legen auch selten Vermögen über einen längeren Zeitraum an. Investmentbanken sind vor allem Makler. Wenn zum Beispiel Unternehmen Aktien oder Staaten Anleihen ausgeben, werden sie meist von Investmentbanken dabei beraten, zu welchen Konditionen solch ein Wertpapier platziert werden kann. Die Investmentbank strukturiert das Geschäft und bringt Anbieter von Kapital (etwa Investmentgesellschaften) und Nachfrager (etwa Unternehmen und Staaten) zusammen. Ist das Geschäft abgeschlossen, kassiert die Bank eine Provision. Investmentbanken haben also keinerlei Anreiz, langfristig zu denken. Damit nicht genug: Neben sinnvollen Platzierungen von Aktien oder Anleihen haben die Investmentbanken in den letzten Jahrzehnten immer komplexere Produkte erfunden, die jetzt häufig als Finanzsondermüll irgendwo im System lagern.

				Investmentgesellschaften investieren das Vermögen ihrer Anleger in Wertpapiere und Anlageobjekte. Auch Versicherungen sind in gewisser Weise Investmentgesellschaften, denn sie haben meist große Vermögen anzulegen. Das kann durchaus nützlich für die Volkswirtschaft sein. Viele Pensionsfonds in den USA legen zum Beispiel das Vermögen der Arbeitnehmer langfristig in Qualitätsaktien an. Probleme entstehen dann, wenn Investmentgesellschaften mit geliehenem Geld arbeiten (Leverage), riskante Wetten eingehen, hektisch an der Börse spekulieren oder nicht hinreichend transparent agieren. Leider ist genau das zunehmend der Fall: Viele Investmentgesellschaften und Schattenbanken arbeiten extrem spekulativ, beispielsweise Hedgefonds[7] oder Private-Equity-Gesellschaften.

				Überwiegend besteht das Finanzsystem noch immer aus Geschäftsbanken. Sie machen im Großen und Ganzen das, was man von einer Bank erwartet: Sie ermöglichen den Zahlungsverkehr, nehmen Kundengelder an, stellen Konten zur Verfügung und vergeben Kredite. Das sind die volkswirtschaftlichen Aufgaben der Geschäftsbanken. In Deutschland haben die mehr als 1200 genossenschaftlich organisierten Volks- und Raiffeisenbanken sowie die Sparkassen diese Aufgabe über hundert Jahre lang hervorragend und weltweit vorbildhaft ausgeführt. Noch heute bilden sie ein wichtiges Rückgrat der deutschen Wirtschaft. In der Finanzkrise trugen sie erheblich zur Verstetigung der Deutschen Wirtschaft bei.[8] Gerade deswegen sind sie den spekulativen Finanzjongleuren ein Dorn im Auge.

				Louis Brandeis, einer der angesehensten Verfassungsrichter Amerikas, prägte 1913 den Begriff Finanzoligarchie.[9] Diese Finanzoligarchie, bestehend aus Investmentbanken, Hedgefonds, Schattenbanken, Ratingagenturen und weiteren Akteuren, ist die derzeit dominierende zivile Weltmacht. Das ist keine irgend geartete Verschwörungstheorie, sondern die nüchterne Erkenntnis mit Blick auf die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Machtverhältnisse. Und die sind eindeutig: Heute stehen die großen und mächtigen Investmentbanken – in den USA an erster Stelle Goldman Sachs, in Deutschland die Deutsche Bank – an der Spitze der Nahrungskette. Sie agieren am schnellsten, haben die begabtesten Finanzingenieure und außerdem beste Verbindungen in Regierungskreise. Mitarbeiter von Goldman Sachs stellen in den Vereinigten Staaten regelmäßig den Finanzminister und weitere wichtige Kabinettsmitglieder. Auch Mario Draghi, der neue Präsident der Europäischen Zentralbank, stand früher in den Diensten von Goldman Sachs. Den mächtigen Akteuren arbeiten Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, willfährige Regierungen und Regulierungsbehörden als Erfüllungsgehilfen zu.

				Schon so gesehen ist es kein Wunder, dass die Akteure der Finanzoligarchie weitgehend tun und lassen können, was sie wollen und was ihnen nutzt. Hinzu kommt, dass viele Positionen im Bankwesen aus einer kleinen Gruppe von Leuten besetzt werden, deren Eltern aus der gehobenen Schicht stammen oder bereits im Bankwesen waren. Martin Blessing etwa, Chef der Commerzbank, ist Enkel eines Bundesbankpräsidenten und Sohn eines Vorstandsmitglieds der Deutschen Bank. Seine Frau ist Managing Director bei Goldman Sachs, ihr Bruder wiederum Bereichsvorstand bei der Deutschen Bank, ein anderer Bruder Partner bei McKinsey. Die Vorstände und Leiter der deutschen Großunternehmen kommen fast ausnahmslos aus dem gehobenen Bürgertum, obwohl dieses nur 3,5 Prozent der Bevölkerung ausmacht.[10] Superinvestor Warren Buffett macht sich daher Sorgen, dass die Herrschaft der Superreichen die Basis von Demokratie und Leistungsgesellschaft zerstört. Es könne nicht sein, dass ein Kind bessere Chancen habe, nur weil es zum »Club der glücklichen Spermien« gehöre.[11]

				Inzwischen haben Investmentbanken und spekulative Investmentgesellschaften nach und nach den Geschäftsbankensektor und die Realwirtschaft überwuchert und sich gefügig gemacht. Ganze Märkte und Staaten tanzen heute nach der Pfeife der Finanzmärkte. Und anstatt die Spekulation einzudämmen, wird diese durch die heutige Gesetzeslage und Finanzmarktregulierung sogar noch gefördert.

				Dabei sind unregulierte Finanzmärkte höchst gefährlich. Sie werden von starken Emotionen getrieben und schwanken extrem. Spekulation kann die Realwirtschaft massiv schädigen. Wenn das Kapital an eine bestimmte Stelle strömt – zum Beispiel in spanische Immobilien – und dort eine Spekulationsblase erzeugt, fehlt es woanders – etwa bei der Renovierung deutscher Schulen; wird eine Technologieblase aufgebläht, fehlt das Kapital in der produzierenden Industrie.

				So werden massive Verwerfungen verursacht, denn Finanzkapital ist viel beweglicher als Realkapital.[12] Der mittelständische Unternehmer, dessen Vermögen im eigenen Unternehmen steckt, leidet unter diesen Schwankungen der Finanzmärkte und des Kreditflusses.

				Genau solche Verwerfungen haben sich in der Zeit zwischen der Einführung des Euro und dem Beginn der Finanzkrise gebildet. Ich kenne etliche Mittelständler, die mittlerweile so gut wie komplett auf Bankenkredite verzichten, weil sie nicht der Willkür extrem schwankender Finanzmärkte ausgesetzt sein wollen.

				Auch George Soros, der erfolgreichste Spekulant des 20. Jahrhunderts, glaubt nicht daran, dass freie Märkte sich selbst regulieren. Im Gegenteil: Der Spekulationstrieb führe in unregulierten Märkten zu immer größeren Schwankungen, und die Finanzmärkte neigten dazu, dadurch ihre ökonomische Basis zu zerstören.[13] 

				Nach Überzeugung des Erfurter Finanzsoziologen Helge Peukert ignoriert die herrschende Ökonomie diese Zusammenhänge. In seinem grundlegenden Werk über Die große Finanzmarkt- und Staatsschuldenkrise beleuchtet er, wie der Glaube an effiziente Märkte die Wissenschaft daran hindert, die Konstruktionsfehler des Systems zu erkennen.[14] Dabei hatte schon der große Ordoliberale Alexander Rüstow erkannt, dass der Glaube an effiziente Märkte religiöse Züge trägt und mit einer wissenschaftlichen Grundhaltung nicht vereinbar ist.

				Die Mehrzahl der Ökonomen ist zu willigen Helfershelfern in einem destruktiven System geworden. Wie eine Priesterkaste des Kapitalismus legitimieren sie das hemmungslose Treiben und predigen das Mantra, dass der Markt sich eigentlich nicht irren könne – und dienen so den Interessen der Finanzoligarchie.

				



Das große Monopol dieses Landes ist das Finanzmonopol. So lange, wie es existiert, ist es unmöglich, unsere frühere Vielfalt und Freiheit der persönlichen Entwicklung wiederzuerlangen. (…) Das Wachstum der Nation und alle unsere wirtschaftlichen Aktivitäten sind (…) in den Händen einiger weniger Männer, die sich, selbst wenn sie ehrlich und am Gemeinwohl interessiert sind, auf die Unternehmungen konzentrieren werden, in denen ihr eigenes Geld angelegt ist. Damit zerstören sie unweigerlich echte wirtschaftliche Freiheit.

				Woodrow Wilson, 1911


				Der schädliche Einfluss der Finanzoligarchie

				Nach der Weltwirtschaftskrise von 1929 wurde in den USA mit der gesetzlich vorgeschriebenen Trennung von Investmentbanken und Geschäftsbanken sichergestellt, dass nicht mehr mit dem Geld der Sparer spekuliert werden konnte. Zum Zocken einladende Finanzprodukte, zum Beispiel Derivate,[15] wurden verboten und der internationale Zahlungsverkehr durch das Bretton-Woods-System reguliert. Es wurden Brandbeschleuniger entfernt und Brandschutzmauern eingefügt. Damit tat man genau das, was Jahrzehnte später der damalige Bundesfinanzminister Peer Steinbrück im Oktober 2008 in einer zornigen Rede forderte[16] – leider ohne große Wirkung.

				Bereits 1911 erregte sich Woodrow Wilson, damals noch Gouverneur von New Jersey, darüber, dass eine kleine Anzahl von Männern das amerikanische Finanzsystem gekapert hatte und die wirtschaftlichen Geschicke des Landes zu ihrem eigenen Nutzen kontrollierte. Heute, genau einhundert Jahre später, ist es wieder so weit. Abermals hat sich die Finanzoligarchie im System eingenistet, produziert leistungsfreie Einkommen für Spekulanten und deren Helfershelfer und schädigt die Realwirtschaft. Regierungen erliegen dem Diktat der Finanzmärkte, denen Spitzenpolitiker einen geradezu abgöttischen Respekt zollen. »Nur nicht die Finanzmärkte beunruhigen« gehört zu den Formulierungen, die auch Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble gerne auf den Lippen führt.[17]

				Aber »die Finanzmärkte« sind nichts anderes als wirtschaftliche, rechtliche und politische Strukturen, die von Menschen geschaffen wurden. Sie sind das Ergebnis der Art und Weise, wie wir alle Politik und Wirtschaft betreiben, nicht deren schicksalhafte Grundlage. Die Finanzkrise war kein »Unfall«. Sie wurde, wie viele andere Krisen in der Geschichte, von Menschen und ihren Handlungen verursacht. Sie war das Symptom eines Systemversagens, bei dem alle beteiligten Akteure – Investmentbanken, Geschäftsbanken, private Schuldner, Ratingagenturen, Wirtschaftsprüfer und Politiker – mitgespielt haben. Hätte sich nur eine dieser Gruppen dem organisierten Wahnsinn etwa am amerikanischen Häusermarkt oder bei verbrieften und strukturierten Produkten entzogen, wäre es wohl nicht zu diesem Desaster gekommen. Aber alle haben mitgemacht.

				Auch die Euro-Krise war aufgrund der von Menschen geschaffenen Fehlkonstruktion der europäischen Währung in ihrer heutigen Form vorhersehbar. Ich habe sie bereits 1998 in einem Vortrag an der Boston University vorausgesehen, als es den Euro noch gar nicht gab.[18]

				Das Finanzkapital dient heute nicht mehr der Realwirtschaft, wie Hannes Rehm, Chef des SoFFin und langjähriger Vorstandsvorsitzender der NordLB, es noch 2008 forderte, sondern hat sich zum Herrscher über Realwirtschaft und Politik aufgeschwungen.[19] Mit der Folge, dass die Einkommens- und Vermögensverhältnisse in den Industrienationen auseinanderdriften, die Alters- und Krankenversicherungssysteme erodieren, öffentliche Investitionen in Bildung, Wissenschaft und Infrastruktur ausbleiben und öffentliche Güter wie Infrastruktur und Wissenschaft zunehmend in Privateigentum überführt werden. Es führt auch dazu, dass blühende Industrieunternehmen von renditesüchtigen Finanzinvestoren ausgesaugt und dann weggeworfen werden.

				Ich könnte unzählige Belege dafür liefern, wie die Finanzoligarchie unser Gemeinwesen schädigt; wie sie unsere Leistungsgesellschaft und unsere Demokratie untergräbt und gesetzliche Regeln zu ihren Gunsten verändert. Schauen wir drei Beispiele an: die sogenannten Private-Equity-Gesellschaften, die Eigenkapitalregeln für die Finanzbranche und die Besteuerung von Kapitaleinkünften.

				Ich habe einen Cousin – nennen wir ihn Frank –, der als Produktionsleiter bei einem von einer Private-Equity-Gesellschaft beherrschten Automobilzulieferer arbeitet. Im Zuge der Finanzkrise brachen die Umsätze in der Autobranche und besonders bei den Zulieferern ein. Das Unternehmen, in dem Frank arbeitet, war schon vor Jahren von einem Finanzinvestor übernommen und später einfach weiterverkauft worden. Ende 2010, als die Konjunktur wieder anzog, erzählte mir Frank, sein Unternehmen habe so viele Aufträge wie selten zuvor. Dennoch müsse sein Arbeitgeber Insolvenz anmelden, weil er die Last der ihm von den Investoren aufgebürdeten Schulden nicht mehr tragen konnte. Was war geschehen?

				Der Finanzinvestor, der Franks Firma aus zweiter Hand gekauft hatte, lud dieser hohe Schulden auf, um seinen Einsatz schnell zurückzubekommen. Er hatte sich also, wie in der Branche üblich, durch eine Verschlechterung der Bilanz des Unternehmens refinanziert. Die Überlegung dahinter: Scheitert das Unternehmen daran, hat der Investor sein Kapital dennoch auf der sicheren Seite. Überlebt es, hat er nicht nur sein Startkapital zurück, sondern auch noch ein funktionierendes Unternehmen. Pech für Frank, dass bei ihm Ersteres der Fall war. 

				Der Begriff »Private Equity« ist ein Propagandabegriff der Finanzbranche. Früher hießen diese Unternehmen »Leveraged Buyout Firms«, also »Gehebelte Übernahmegesellschaften«, was der Realität wesentlich näher kommt, aber nicht sehr nett klang; »Private Equity« hört sich da schon besser an. Eine solche Gesellschaft sammelt Investorengelder und nimmt zusätzlich Fremdkapital auf, um Unternehmen aufzukaufen. Es gibt zwar auch sinnvolle Private-Equity-Investments, meist aber hat der Einstieg einer solchen Gesellschaft verheerende Folgen.

				In dieser Manier sind Finanzinvestoren seit über einem Jahrzehnt mehrheitlich damit beschäftigt, ganze Bereiche der deutschen Wirtschaft zu verwüsten. Der ehemalige SPD-Vorsitzende Franz Müntefering prägte dafür 2005 den Begriff der »Heuschrecken« und stieß auf große Resonanz in der Bevölkerung. Leider hat die SPD daraus nichts gemacht. Das parasitäre Treiben vieler Finanzinvestoren geht bis heute unvermindert weiter.

				Die Private-Equity-Gesellschaften profitieren dabei ganz konkret von einer Politik, die die Spielregeln zu ihren Gunsten festlegt. Sie müssen zum Beispiel wesentlich weniger bilanzieren als jeder Industriekonzern, während produzierende Unternehmen und Banken nach den Regelwerken IAS[20] und Basel II gezwungen sind, immer kurzfristiger und detaillierter zu bilanzieren. Zudem bekommt ein Finanzinvestor oft schneller und wesentlich billiger Kredit als ein produzierendes Unternehmen.

				Die Basis einer marktwirtschaftlichen Ordnung ist freilich das Eigenkapital. Wer viel eigenes Geld in ein Unternehmen oder eine Investmentgesellschaft steckt und damit haftet, wird sich in der Regel verantwortlicher verhalten als jemand, der vor allem mit fremdem und geliehenem Geld arbeitet. Aber die Finanzoligarchie hat es fertiggebracht, dass ausgerechnet die Investmentbanken und spekulativen Finanzgesellschaften kaum Eigenkapital vorhalten müssen, sondern fast grenzenlos mit fremdem Geld spekulieren können. Auch dies hat sie über ihre Lobbyisten und willfährige Politiker gesetzlich nett verpackt. Banken müssen nach den Regelwerken Basel II und Basel III zum Beispiel »Kernkapitalquoten« von fünf, sieben oder mehr Prozent vorhalten. Das klingt zunächst einmal gut, ist aber ein weiteres Einfalltor für die Herrschaft der Spekulation. Denn »Kernkapital« ist ein dehnbarer Begriff. Nur risikobehaftete Aktiva wie Investments und Kreditzusagen müssen mit Eigenkapital hinterlegt, also besichert werden. Und was risikobehaftet ist, definiert die Branche zweckmäßigerweise weitgehend selber. AAA-Staatsanleihen etwa gelten als risikolos und müssen nicht mit Eigenkapital hinterlegt werden.

				Als Konsequenz hat zum Beispiel die Deutsche Bank weniger als zwei Prozent (!) Eigenkapital in ihrer Bilanz. Sollten also aufgrund einer Fehlspekulation ihre Vermögenswerte um zwei Prozent schrumpfen, wäre sie theoretisch insolvent. Darum muss sich die Deutsche Bank, wie viele andere Banken auch, allerdings keine Sorgen machen. Denn wenn sie sich verzockt, wird sie durch unsere Steuergelder gerettet. Im Gegensatz zu Mittelständlern, die oft mit ihrem eigenen Vermögen haften und immer härtere Auflagen erfüllen müssen. Das ist es, was ich als »Sozialismus für Banken und Finanzdienstleister« bezeichne: eine Wirtschaftsordnung, die Banken weitgehend vom Risiko der Spekulation freistellt und leistungsfreie Einkommen für Banken, Finanzdienstleister und Superreiche schafft.

				Die Besteuerung von Kapitaleinkünften zeigt ebenfalls subtile Machtverschiebungen zugunsten leistungsfreier Einkommen und der Finanzoligarchie. Ein faires Steuersystem würde alle Einkommen gleich besteuern und vielleicht politisch gewollte Ausnahmen machen, etwa zur Begünstigung der Arbeit von Geringverdienern oder sozialer, kultureller und wissenschaftlicher Zwecke. Die meisten Industrienationen besteuern heute aber Kapitaleinkünfte wie Zinsen, Dividenden und Spekulationsgewinne wesentlich geringer als Arbeitseinkünfte – in Deutschland mit gerade einmal 25 Prozent. Arbeit wird inklusive Sozialbeiträgen mit nahezu 50 Prozent belastet. Die Konsequenz: Unproduktive Einkommen werden begünstigt, produktive Arbeit wird benachteiligt.

				Nichts wurde gegen diese Entwicklungen unternommen. Im Gegenteil, in den 90er Jahren gingen leider gerade die modernen sozialdemokratischen Regierungen eine unheilvolle Allianz mit der Finanzoligarchie ein. In England senkte Finanzminister Gordon Brown im Kabinett Blair die Besteuerung von Kapitalgewinnen auf 18 Prozent. In Deutschland spielte Rot-Grün unter Gerhard Schröder und Joschka Fischer eine ähnlich fatale Rolle, ebenso in den USA die Demokraten unter Bill Clinton. Allenthalben hat die Politik vor der Finanzoligarchie kapituliert.

				


[Der Rettungsschirm] läuft 2013 aus. Das haben wir auch genau so gewollt und beschlossen. Eine einfache Verlängerung kann und wird es mit Deutschland nicht geben, weil der Rettungsschirm nicht als langfristiges Instrument taugt, weil er Märkten und Mitgliedstaaten falsche Signale sendet und weil er eine gefährliche Erwartungshaltung fördert. Er fordert die Erwartungshaltung, dass Deutschland und andere Mitgliedstaaten und damit auch die Steuerzahler dieser Länder im Krisenfall schon irgendwie einspringen und das Risiko der Anleger übernehmen können.

				Angela Merkel, 27. 10. 2010

				 

				Am 20. Juni 2011 verabschiedeten die EU-Finanzminister einen mit 500 Milliarden Euro dotierten ständigen Euro-Rettungsfonds, der den derzeitigen Euro-Rettungsfonds ab 2013 ablösen soll. Die Euro-Länder geben für den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) Garantien über 620 Milliarden Euro und zahlen 80 Milliarden Euro in bar ein. Deutschland muss knapp 22 Milliarden Euro überweisen.

				Spiegel Online, 20. 6. 2011




Die »Euro-Krise«

				Im Frühjahr 2010 wurde immer deutlicher, dass Griechenland seine Staatsschulden nicht mehr bedienen konnte. Der Staatsbankrott drohte. Nun entspann sich ein Drama, das uns bis heute in Atem hält. In der Politik wird seither die Abwendung einer griechischen, zuweilen auch irischen oder portugiesischen Staatsinsolvenz als Schicksalsfrage für Europa hochstilisiert. Der luxemburgische Premierminister Jean-Claude Juncker wird nicht müde zu betonen, es gehe um den Erhalt der europäischen Idee. Er scheut sich auch nicht, das Wort »Krieg« in den Mund zu nehmen und damit absurde Ängste zu wecken. Am 18. März 2011 verkündete er wieder einmal: »Ein Tag Krieg ist teurer, als uns die ganze Rettungsaktion kosten wird.«[21] Der hochgeachtete Politiker entpuppt sich als Demagoge.

				An diesem Drama ist nichts so, wie es scheint. Der Euro hat Europa nämlich nicht zusammengebracht, sondern gespalten. Die deutschen Exporte in den heutigen Euroraum sind seit Einführung des Euro keinesfalls gestiegen, wie Hans-Olaf Henkel treffend darlegt.[22] Stattdessen bekamen Griechenland, Irland, Spanien und Portugal auf einmal niedrige, von Deutschland garantierte Zinsen. Das führte in diesen Ländern zu ungesunden Spekulationsblasen – in Griechenland zu einem Konsum- und Staatsschuldenboom, in Spanien zu steigender privater Verschuldung und einer Häuserpreisblase, in Irland zu einem fehlgeleiteten Investitionsboom.

				Im Europäischen Währungssystem fester und anpassungsfähiger Wechselkurse, das von Valery Giscard d’Estaing und Helmut Schmidt begründet wurde, ging es Deutschland und Europa besser. Die Wechselkursfixierung sorgte einerseits für Stabilität, andererseits konnten Länder auch ihre Währung auf- oder abwerten, wenn sich gravierende Verschiebungen ankündigten. Dieses System war für Europa die beste Mischung aus Stabilität und Flexibilität. Noch heute verzichten viele Mitglieder der Europäischen Union auf den Euro, zum Beispiel Schweden, Dänemark, Polen und die Tschechische Republik. Sie fahren gut damit.

				Denn der Euro dient nicht den Bürgerinnen und Bürgern, sondern der Finanzoligarchie. Daher ist es dringend notwendig, dass Sie, die Steuerzahler, die wahren Hintergründe verstehen. Es geht bei der derzeitigen Krise nicht um die Rettung Griechenlands, des Euro oder gar Europas. Nein, es geht erstens wieder um die Rettung der Banken. Zweitens geht es auch darum, welches Wirtschaftsmodell sich in Europa durchsetzt: das der eher sparsamen und produktionsorientierten Nordländer oder das der eher konsumorientierten Südländer, Engländer und Amerikaner.

				Warum also wird Griechenland überhaupt zur Schicksalsfrage für Europa hochstilisiert? Im Fall einer Staatsinsolvenz erklärt der Staat seinen Gläubigern, dass er zahlungsunfähig ist und seine Schulden nicht mehr bedienen kann. Oft einigen sich dann Schuldner und Gläubiger auf einen teilweisen Schuldenerlass oder eine Umschuldung. Das ist bereits viele Male in der Geschichte des modernen Finanzsystems durchexerziert worden, zum Beispiel nach der lateinamerikanischen Schuldenkrise von 1982. Wenn es im Fall Griechenlands so käme, müssten alle Inhaber griechischer Staatspapiere Verluste hinnehmen, und das Kreditrating des Schuldners würde sich verschlechtern. Angela Merkel machte im Mai 2010 den vernünftigen Vorschlag, eine solche Staateninsolvenzordnung generell zu etablieren, kapitulierte aber wenig später – wie schon so oft zuvor in der Finanzkrise. Stattdessen wurden Griechenland von EU, IWF und den starken EU-Ländern weitere Kredite und Kreditgarantien gegeben, damit das faktisch insolvente Land brav weiter seine Zinsen an Banken und Finanzdienstleister bezahlen konnte. Damit opferte Merkel die Interessen der Bürgerinnen und Bürger – und zwar der deutschen und der griechischen – auf dem Altar der Spekulation.

				Bei einer Insolvenz kann der Schuldner einen Beitrag leisten, um aus seiner verfahrenen Situation herauszukommen, indem er Sparauflagen erfüllt und Vermögen veräußert. Die Gläubiger ihrerseits leisten einen Beitrag, indem sie auf einen Teil ihrer Forderungen verzichten. Genau hierum geht es bei der aktuellen Diskussion um die Beteiligung der »privaten Gläubiger« an der Behebung der griechischen Haushaltsmisere.

				Dabei ist der »private Gläubiger« schon wieder so ein irreführender Propagandabegriff der Finanzoligarchie. Denn »privat« suggeriert, dass es sich hierbei um einfache Bürgerinnen und Bürger handelt. Nichts liegt der Wahrheit ferner. Private Gläubiger sind Banken und Finanzdienstleister – allen voran griechische Banken, die häufig in der Hand griechischer Milliardäre und Oligarchen sind.

				Das sind die Akteure, die wir nun europaweit »retten« – nicht den Euro, nicht Griechenland und auch nicht die Griechen.[23] Denn wir, die steuerzahlende Allgemeinheit, sind die dritte Gruppe, die sich daran beteiligen kann, einen insolventen Gläubiger zu sanieren. Im Fall Griechenlands sollen die Steuerzahler letztlich die Rettungsschirme finanzieren, von denen immer neue in Europa aufgespannt werden. Und zwar, indem die Länder mit funktionierenden Wirtschaften, zum Beispiel Deutschland, Österreich oder die Niederlande, für eine Zweckgesellschaft bürgen, die Kredite auf dem Kapitalmarkt aufnimmt und diese den Krisenländern, also beispielsweise Griechenland, zu vergünstigten Konditionen zur Verfügung stellt. So funktioniert der sogenannte Europäische Stabilisierungsmechanismus (ESM).[24] Weitere Mittel dafür kommen vom Internationalen Währungsfonds und aus dem Haushalt der Europäischen Union.

				Dabei verbietet Artikel 125 des EU-Vertrages, die sogenannte Nichtbeistandsklausel, ausdrücklich, dass die EU oder einzelne Mitgliedsländer für die Schulden eines anderen Mitgliedslandes einstehen. Dies war Deutschland bei den Verhandlungen um den Maastricht-Vertrag ein wichtiges Anliegen. Die Bundesregierung wollte seinerzeit auf jeden Fall sicherstellen, dass die europäische Währung so stabil sein würde wie die D-Mark.

				Der jetzt gegründete Rettungsschirm ist eine »Zweckgesellschaft«. Damit machen die Regierungen perverserweise genau das, was ihnen die Investmentbanken vorexerziert haben: Sie umgehen ihre eigenen gesetzlichen Regelungen und führen damit ihre Glaubwürdigkeit ad absurdum. Sie betreiben »Regulierungsarbitrage«, indem sie durch weniger regulierte Vehikel die Gesetze umgehen.

				Auch gegen den eminent wichtigen Artikel 123 des AEU-Vertrages wurde in dem Moment verstoßen, als die Europäische Zentralbank damit begann, in großem Umfang Staatsanleihen der Südstaaten aufzukaufen. Damit gab sie ihre Unabhängigkeit auf – und zerstörte indirekt auch jene der Deutschen Bundesbank. Deutschland hat also währungspolitisch kapituliert und seine lange bewährten Prinzipien der Währungspolitik über Bord geworfen. Wohl aus Protest gegen diesen Verstoß trat der sperrige Bundesbankpräsident Axel Weber zurück und wurde durch den geschmeidigen Kanzlerberater Jens Weidmann ersetzt.

				Doch damit nicht genug der finanzpolitischen Tabubrüche. Hans-Werner Sinn, Chef des Münchner ifo-Instituts, deckte auf, dass die Europäische Zentralbank den Südländern über Kontokorrentkredite bis zum Frühjahr 2011 zusätzlich still und leise 340 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt hat. Selbstredend, dass im Zweifelsfalle auch hierfür die Steuerzahler der starken Länder geradestehen dürfen. Sinn resümiert: »Was Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Bundesbank verschweigen: Der Rettungsschirm rettet den Euro nicht – aber er lastet Deutschland ungeheure Risiken auf. Die Höhe der Haftung übersteigt die schlimmsten Ahnungen der Öffentlichkeit.«[25]

				Doch auch die Bürger der betroffenen Krisenstaaten gehören zu den Leidtragenden dieses perfiden Spiels. Im Rahmen der »Rettung« werden etwa Griechenland enorme Sparanstrengungen aufgebürdet. Von 2010 auf 2011 reduzierte das Land sein Haushaltsdefizit bereits um fünf Prozentpunkte – das ist eine der größten Anstrengungen, die jemals von einem Schuldnerstaat unternommen wurden. Natürlich hätte Griechenland niemals in die Eurozone aufgenommen werden dürfen; natürlich ist die griechische Wirtschaft in weiten Teilen korrupt; natürlich grassiert dort die Steuerhinterziehung. Doch dies alles löst man nicht, indem man das Land zwingt, sich mitten in einer Wirtschaftskrise kaputtzusparen. So eine Politik führt geradewegs in eine Deflation, die den deutschen Zuständen zwischen 1930 bis 1932 sehr nahe kommt. Und das war nicht sehr gesund.

				Den großen Finanzkonzernen geht es da besser. Im Juni 2011 stimmte Angela Merkel dem Vorschlag des französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy zu, den Banken und Finanzdienstleistern freizustellen, ob sie sich an der Entschuldung Griechenlands beteiligen wollen oder auch nicht. Die Finanzbranche und die Superreichen werden also bestenfalls einen symbolischen Beitrag leisten. Die Hauptlast wird wieder einmal von den Bürgerinnen und Bürgern getragen – in den Gläubigerländern und in Griechenland.

				Als wäre das nicht schlimm genug, machen die Gläubiger außerdem extremen Druck auf Griechenland und andere Schuldnerländer, ihre Staatsbeteiligungen zu privatisieren, um ihre Haushaltslöcher kurzfristig zu stopfen. Wer aber unter Zwang verkaufen muss, verkauft unter Preis – das ist eine Binsenweisheit. Und wer davon in diesem Fall profitiert, ist auch klar: wieder einmal Investmentbanken und Finanzinvestoren, die sich die staatlichen Filetstücke zu Schnäppchenpreisen aneignen und ausschlachten können.[26]

				Was viel besser wäre: ein Schuldenschnitt und eine geordnete Staatsinsolvenz. Die Griechen müssten dann nicht mehr unter einer Schuldenlast ächzen, die sie zwar auch ihrem maroden Finanzsystem zu verdanken haben, aus der sie sich aber beim besten Willen nicht mehr befreien können. Auch für Europa und den Euro, für Deutschland und die Gläubigerländer wäre dies die beste Lösung. Nur nicht für die Finanzoligarchie. Denn ein solcher »Haircut« erzwingt die Beteiligung privater Gläubiger. Das entspricht übrigens unseren Rechtsvorstellungen: Zunächst einmal sollen diejenigen haften, die Geld verliehen haben, um über einen hohen Zins Gewinn zu erzielen. Das mit solchen Geschäften stets verbundene Risiko hätten informierte »private« Gläubiger, also Finanzkonzerne und Investmentfonds, schlichtweg kennen müssen.

				Aber gab es womöglich gar kein Risiko? Rechneten die Banken von vornherein damit, dass die politische Klasse der Europäischen Union die schöne Idee der Gemeinschaftswährung auf keinen Fall sterben lassen würde? Dass sie deswegen bereit sein würde, schlingernden Mitgliedsländern unter die Arme zu greifen – koste es, was es wolle?

				Immer wieder wird die Angst vor einem »Flächenbrand« geschürt, um zu verhindern, dass Banken, Finanzdienstleister und Superreiche mehr als einen symbolischen Beitrag zur Behebung des von ihnen angerichteten Desasters mittragen müssen. Auch dieser »Flächenbrand« ist eine Mär. Sicher, etliche Banken würden in Schwierigkeiten geraten, wenn Griechenland, Irland, Portugal oder Spanien einen Teil ihrer Schulden nicht zurückzahlen oder die Rückzahlung strecken würden. Aber es wäre nicht das Ende der Welt.

				Unter dem Titel Der Euro ist notwendig schalteten im Juni 2011 fünfzig Konzernchefs Anzeigen in deutschen und französischen Tageszeitungen. Der Tenor: Eine ernsthafte Alternative zum Euro gebe es nicht. Abgesehen davon, dass diese Aussage in die falsche Richtung führt, sind diese Konzerchefs freilich keine einfachen Bürger, sondern Angestellte ihrer Unternehmen und damit sowohl Teil als auch Nutznießer der Oligarchie. Glücklicherweise haben hingegen viele Familienunternehmer, die anders als die Konzernbeamten noch persönlich Verantwortung tragen, in einer eigenen Erklärung klargemacht, dass der derzeitige Weg ins Verderben führt und dass Ausschluss und Austritt aus der Euro-Zone möglich sein müssen.[27]

				Statt demagogisch die Angst vor dem Zusammenbruch des Euro zu schüren, müssten unsere Banken erst einmal für ihre eigenen Fehlentscheidungen einstehen – und zwar durch echte Staatsinsolvenzen. Wenn dann einzelne Institute durch die Höhe der Verluste in Schwierigkeiten geraten, können wir immer noch helfen. Wir wissen ja mittlerweile gut, wie das geht …

				Dass die von der Finanzoligarchie weltweit aufgehäufte Schuldenhalde die Wurzel allen Übels ist, haben auch andere erkannt. Die Linke Sahra Wagenknecht und der FDP-Politiker Frank Schäffler schätze ich als unabhängige, geradlinige und an der Sache orientierte Abgeordnete (im Bundestag ist das leider nicht mehr selbstverständlich). Beide werden sicher nicht gerne in einem Atemzug genannt werden wollen, aber trotz ihrer unterschiedlichen Weltanschauungen liegen sie in der Schuldenfrage gar nicht weit auseinander.

				Wagenknecht ist schon lange nicht mehr die Kommunistin, als die sie häufig abgestempelt wird. Man merkt, dass sie sich intensiver mit ökonomischen Fragen auseinandergesetzt hat als die meisten anderen Finanzpolitiker, gewiss auch mehr als Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble. Völlig zu Recht stellt sie fest, dass Vermögen und Schulden stets zwei Seiten derselben Medaille sind, denn jeder Forderung steht buchhalterisch eine Verbindlichkeit gegenüber. In den letzten beiden Jahrzehnten sind nach Wagenknecht die Vermögen der Reichen um Billionenbeträge gestiegen, in Deutschland beispielsweise zwischen 1998 und 2010 von 3,1 Billionen auf 4,9 Billionen Euro.[28] Parallel dazu stiegen die Staatsschulden. Solange diese Vermögensblasen und korrespondierende Rekordschulden bestehen bleiben und wir die Realwirtschaft nicht fördern, hat Europa keine Chance, sich aus der Umklammerung durch die Finanzoligarchie zu lösen. Wir müssen Arbeitseinkommen fördern, nicht Kapital. Wagenknecht plädiert daher für eine Streichung der Altschulden in der Eurozone oder sogar der gesamten EU.[29] So weit würde ich nicht gehen, aber ein Schuldenschnitt ist unumgänglich. Parallel dazu müssen Gesetze und Regeln die Macht der Finanzoligarchie beschneiden und verhindern, dass die Schuldenspirale erneut in Gang gesetzt wird.

				Auch in der am 10. Juni 2011 veröffentlichten persönlichen Erklärung der drei liberalen Bundestagsabgeordneten Frank Schäffler, Sylvia Canel und Jens Ackermann zur Ausweitung der Rettungspakete wird deutlich, dass das System krank ist und wir uns mit Hochgeschwindigkeit in die falsche Richtung bewegen. »Der Preis, den wir für den im Februar des Jahres 2010 eingeschlagenen und heute weiter beschrittenen falschen Weg zu bezahlen haben werden, ist (…) viel zu hoch. Er kostet den Euro und dadurch vielleicht die europäische Einigung. (…) Wir müssen uns endlich eingestehen, dass wir es mit einer pathologischen Überschuldung von Staaten und Banken zu tun haben. (…) Wir ignorieren die Krankheit unseres staatlichen Geldsystems, in dem Geld und Kredit aus dem Nichts geschaffen werden. Dieses Geldsystem hat ein Schneeballsystem aus ungedeckten, zukünftigen Zahlungsverpflichtungen geschaffen. Wie jedes Schnellballsystem wird es früher oder später in sich zusammenbrechen.«[30] Schäffler und seine Mitstreiter zeigen hier etwas, was der Bundesregierung zu fehlen scheint: Rückgrat.

				Ein Schuldenschnitt für Griechenland und die defizitären Südländer und damit eine Beteiligung der Banken und großen Kapitalvermögen an der Behebung des selbstangerichteten Schadens sind unumgänglich, wenn unser Finanzsystem gesunden soll – das wäre der erste Schritt. Darüber hinaus plädiere ich bereits seit längerem dafür, Griechenland, Irland, Portugal und Spanien aus der Eurozone zu entlassen.[31] Natürlich wäre es kein einfaches Unterfangen, nach dem Schuldenschnitt die Drachme, den Escudo, die Peseta und das irische Pfund wieder einzuführen. Aber es ist möglich. Man hat in den letzten Jahrzehnten schon häufiger Währungen auseinanderdividiert, etwa beim Zerfall der Sowjetunion und der Tschechoslowakei. Die Rückkehr einzelner EU-Länder zu eigenen Währungen leitet keineswegs die Auflösung der Europäischen Union ein, sondern verheißt im Gegenteil ihre Gesundung. Die Krisenstaaten bleiben ja vollwertige Mitglieder der EU und können deren Vorteile nutzen, so wie jene zehn EU-Länder, die sich von vornherein gegen den Euro entschieden und ihre nationalen Währungen behalten haben. Gleichzeitig aber können sie wieder ihre eigene Wirtschaftspolitik betreiben; durch die Abwertung ihrer Währungen werden sie wieder wettbewerbsfähiger, und die demokratisch gewählten Regierungen werden nicht mehr durch die Finanzoligarchie erpresst.

				Ein solcher Ausstieg aus dem Euro würde nicht billig. Gewiss wäre noch einmal die Solidarität Deutschlands und der anderen starken Länder gefragt. Die Krisenländer wären wahrscheinlich kurzfristig von den Kreditmärkten abgeschnitten und benötigten weitere Finanzhilfen. Aber es wäre der beste Weg, um aus der Schuldenspirale auszusteigen und Europa und einem harten »Kerneuro« eine Perspektive zu öffnen.

				Denn der Euro hat bislang aufgrund der Vielfalt der ihm unterliegenden Wirtschaftspolitiken Europa keineswegs enger zusammengebracht. Im Gegenteil, er hat, so Hans-Olaf Henkel, »ein System der organisierten Verantwortungslosigkeit geschaffen« und damit die Länder Europas gegeneinander aufgebracht.

				Natürlich hat der Euro auch positive Effekte gehabt. International tätige Unternehmen können nun in einer Währung bilanzieren. Ob es nützlich ist, dass ich auch als Privatmann in Frankreich nicht mehr mit Francs bezahlen muss, sei dahingestellt. (Ich jedenfalls habe es genossen, hin und wieder in einer anderen Währung zu zahlen.)

				Auf der anderen Seite hat der Euro unermesslichen Schaden angerichtet. Er hat die Immobilienblase in Spanien, den trügerischen Investitionsboom in Irland und die hohe Verschuldung in Griechenland erst ermöglicht, weil sich all diese Länder plötzlich zu niedrigeren Zinsen als zuvor Geld am Kapitalmarkt leihen konnten, denn der Euro wurde ja durch die Finanzkraft Deutschlands und der starken nord- und westeuropäischen Länder garantiert. Doch aufgrund der in die heutigen Krisenstaaten geflossenen Kredite fehlte in den Kapitalexportländern das Geld für Investments. Während sie zum Beispiel in Spanien für Immobilienblasen sorgten oder im Konsum verprasst wurden, verfiel in Deutschland die Infrastruktur.

				Um eine gemeinsame Währung erfolgreich zu gestalten, benötigt man einen einheitlichen Wirtschaftsraum sowie die Mobilität von Waren, Kapital und Arbeit. Das war die Europäische Union aber nie: Ihre Volkswirtschaften sind sehr unterschiedlich. Damit war sie für das Experiment einer Währungsunion nicht geeignet. Jeder Ökonom konnte bereits damals den grundlegenden Konstruktionsfehler des Euro erkennen. Schon 1998 sah ich deswegen voraus, dass der Euro zu einer Legitimationskrise der Europäischen Union führen würde. Ich rechnete allerdings nicht damit, dass Deutschland vor der Finanzoligarchie in die Knie gehen und unsere Stabilitätskultur sowie die Autonomie der Bundesbank – eine der letzten intakten Säulen des deutschen Erfolgsmodells – sang- und klanglos aufgeben würde.[32]

				



Das dominante Element unserer Finanzoligarchie ist der Investmentbanker. Angeschlossene Banken, Beteiligungsgesellschaften und Versicherungsgesellschaften sind seine Werkzeuge. Kontrollierte Versorgungs- und Industrieunternehmen sind seine Subjekte. Obwohl Banker eigentlich nur Vermittler sind, treten sie wie die Meister der amerikanischen Geschäftswelt auf, und kein großes geschäftliches Unterfangen kann ohne ihre Teilnahme oder Zustimmung erfolgen.

				Louis Brandeis, 1913


				Die Helfershelfer enttarnen

				Der amerikanische Präsident Dwight D. Eisenhower warnte 1961 in seiner Abschiedsrede vor dem Einfluss des militärisch-industriellen Komplexes in den USA. Heute übt ein Machtkomplex aus Wissen und Geld einen noch viel größeren und perfideren Einfluss aus. Er bestimmt unser tägliches Leben viel unmittelbarer, als ein militärisch-industrieller Komplex es jemals könnte.[33]

				Das Zentrum dieser Macht ist nach wie vor die Wall Street. Goldman Sachs und wenige andere Investmentbanken, das auf das Engste mit dem Unternehmen verknüpfte amerikanische Finanzministerium, die amerikanische Notenbank FED sowie andere Regulierungseinrichtungen und Ratingagenturen bilden die Spitze der Pyramide. Noch einmal: Es geht hier nicht um »Verschwörungen«, sondern um soziale Herrschaftsstrukturen – etwas, das die kritische Sozialwissenschaft seit jeher analysiert. Die Oligarchie hat keinen Masterplan, aber sie verteidigt ihre Interessen.

				Wie kann es zum Beispiel sein, dass ein gutes Rating von Anleihen durch privatwirtschaftliche Agenturen Voraussetzung dafür ist, dass Investmentgesellschaften und Versicherungen diese in ihre Bücher nehmen dürfen? Sollten nicht die Investmentgesellschaften ihr eigenes Urteil fällen dürfen? Und wie kann es sein, dass viele nationale Gesetze vorschreiben, dass ein solches Rating ausgerechnet durch drei angelsächsische Agenturen zu erfolgen hat: Moody’s, Standard & Poor’s oder Fitch? Als Prognoseinstitute haben sie ohnehin fast immer versagt. Sie stuften Griechenland und Portugal nicht vorausschauend ab, was diese Länder und ihre Gläubiger vielleicht hätte warnen und eine Schuldenkrise hätte vermeiden können. Stattdessen stuften sie die Krisenstaaten nachträglich herab und verschärfen so die Krise. Sie erkannten auch die heraufziehende Finanzkrise nicht. Wenn die Ratingagenturen aber offenbar keine ökonomische Kompetenz haben – besitzen sie vielleicht einen Wert als politisches Machtinstrument? Es gibt schon zu denken, dass amerikanische Staatsanleihen trotz der maroden Wirtschaftslage der USA immer noch mit der Bestnote AAA bewertet werden.[34] Mittlerweile ist sogar in der Financial Times Deutschland ein Artikel erschienen, in dem dargelegt wird, dass Akteure in den USA die Ratingagenturen benutzen, um das Leiden in Europa zu verlängern. Den USA kann diese Schwächung der Eurozone nur gelegen kommen, denn der Dollar ist als Weltreservewährung angeschlagen.[35]

				Nein, in einer marktwirtschaftlichen Ordnung haben private Ratingagenturen keinen Platz, und sie sollten auch nicht aus Übersee stammen. Zwei Dutzend Ökonomen stehen bei der Europäischen Zentralbank bereit und reichen völlig aus, um eine staatliche Ratingagentur für europäische Staatsschulden zu etablieren.

				Für all diese Änderungen bedarf es des flächendeckenden politischen Willens. Und da sieht es düster aus. Der ehemalige Chefvolkswirt des IWF, Simon Johnson, beklagt die »Kaperung« der Politik durch hemmungslose Privatinteressen.[36] Völlig zu Recht, und dabei helfen viele mit, zum Beispiel Politiker wie der ehemalige Bundesaußenminister Joschka Fischer, der sich 1998 vehement einer Regulierung der Finanzmärkte widersetzte – und heute unter anderem einen Hedgefonds »berät«. Oder Caio Koch-Weser: Als Staatssekretär wirkte er in Brüssel am Wegfall der Gewährträgerhaftung für die deutschen Landesbanken mit, was den privaten deutschen Großbanken langfristig Milliardenerträge verheißt. Heute hat er einen Versorgungsposten bei der Deutschen Bank. Auch angesehene Wissenschaftler sind mit von der Partie, wie etwa Otmar Issing, ehemals Mitglied des Bundesbank- und EZB-Rats, der später beratend in die Dienste von Goldman Sachs trat und als Vorsitzender des Frankfurter House of Finance und der von der Bundesregierung beauftragten Gruppe für eine Reform der internationalen Finanzmärkte mit belanglosen Empfehlungen glänzte. Die Banken kaufen damit eben nicht überwiegend Beratung ein – sie kaufen angesehene Gesichter und Reputation, um genauso weitermachen zu können wie zuvor.

				Der ehemalige Finanzminister Peer Steinbrück muss sich den Vorwurf gefallen lassen, nicht wirklich etwas bewegt zu haben. 2008 sprach er davon, zunächst müsse man Brände löschen, Brandbeschleuniger entfernen und dafür sorgen, dass solch eine Krise sich nicht wiederhole. Anschließend aber vernachlässigte er die Reform der Finanzmärkte und erging sich mit den Themen »Schweiz« und »Managergehälter« in Symbolpolitik. Die amtierende Bundesregierung scheint sogar auf allen Fronten gleichzeitig eingeknickt zu sein. Offenbar wagt sich niemand mehr an wirklich Reformen.

				Die hemmungslose Herrschaft des Finanzkapitals gefährdet unsere Demokratie inzwischen so stark, wie es zuletzt vielleicht vor hundert Jahren in den USA der Fall war. Jahrzehntelang sicherten die nach der Weltwirtschaftskrise 1929 eingeleiteten Reformen das Primat der Politik über die Finanzmärkte. Heute aber setzt sich die grenzenlose Herrschaft der Finanzmärkte immer brutaler durch. Chancengleichheit, Grundlage einer modernen Demokratie, ist oft nicht mehr gegeben. Von der Leistungsgesellschaft verwandeln wir uns unter dem Diktat der angeblich effizienten Finanzmärkte zurück in eine Klassengesellschaft.

				



Wenn es auf den Weltfinanzmärkten brennt, dann muss gelöscht werden. Auch wenn es sich um Brandstiftung handelt. Dann allerdings müssen die Brandstifter gehindert werden, so was wieder zu machen. Die Brandbeschleuniger müssen verboten werden, und es muss für einen besseren Brandschutz gesorgt werden.

Peer Steinbrück, 15. 10. 2008


				Reformen – jetzt!

				Es wäre gar nicht so schwer, die Situation zu verbessern. Um wieder zu einer marktwirtschaftlichen und freiheitlichen Ordnung zu gelangen, bedarf es nur weniger Reformen, in denen die richtigen Weichen gestellt werden. Es stimmt, dass das Finanzwesen bereits hoch reguliert ist. Aber komplexe und intransparente Regelwerke nützen vor allem den etablieren Finanzakteuren und Superreichen und halten ihnen gleichzeitig unliebsame Konkurrenz vom Leib.

				Mit fünf einfachen Regelwerken und Reformen könnten wir das Finanzsystem deutlich gerechter und stabiler machen:

				 

1. Feste Mindesteigenkapitalanforderungen für alle Finanzakteure statt der wachsweichen und manipulierbaren Regeln von Basel II und Basel III würden das System erheblich transparenter und sicherer gestalten.

				2. Größenbegrenzungen für Finanzdienstleister würden deren Marktmacht begrenzen und Erpressungen ganzer Staaten durch Megainstitute unmöglich machen.

				3. Die Trennung von Geschäfts- und Investmentbanking und die Regulierung der Geschäftsmodelle, wie 1932 in den USA mit dem Glass-Steagall Act erlassen, würde die Spekulation der Banken mit Einlagen ihrer Privat- und Geschäftskunden verhindern.

				4. Die Einführung einer Finanztransaktionssteuer würde die Spekulation dämpfen und Kleinsparer – entgegen der Propaganda der Finanzlobby – kaum belasten.[37]

				5. Die Gründung einer staatlichen europäischen Rating-Agentur würde die Macht der privaten angelsächsischen Kartelle mit einem Schlag brechen. Die Europäische Zentralbank hat genug Ökonomen, die dies jederzeit umsetzen könnten.

				Schon mit diesen Reformen wäre viel erreicht. Außerdem müssten wir in der Währungs- und Finanzpolitik die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank wiederbeleben und darauf achten, dass die No-Bail-Out-Klausel im EU-Vertrag auch ihrem Sinn nach gelebt wird, also kein Mitgliedsland für die Schulden eines anderen Mitgliedslandes einsteht. Nur so können wir die Schuldenspirale stoppen.

				Es ist freilich nicht leicht, einem System zu widerstehen, wenn man Teil desselben ist. Ich verneige mich vor den wenigen, die noch das öffentliche Interesse vertreten: dem früheren Bundespräsidenten Horst Köhler, den Bundestagsabgeordneten Schäffler und Wagenknecht und Wissenschaftlern wie Helge Peukert und Kunibert Raffer, die es als ihre selbstverständliche Pflicht ansehen, gegen den Wahnsinn anzuschreiben, weil sie aus Steuermitteln bezahlt werden. Wir brauchen Elitebeamte, die mitreden können und wollen, und Staatsdiener wie Paul Volcker, der als U.S.-Notenbankchef von 1979 bis 1987 maßgeblich Einfluss darauf hatte, dass die weltweite Inflation besiegt wurde, und der als Insider sein ganzes Prestige in die Waagschale wirft, um Investmentbanken die unproduktive Spekulation zu erschweren. Dafür müssen wir den Staatsdienst für Spitzenkräfte wieder attraktiv machen: für Menschen, die dem Gemeinwohl dienen wollen, nicht für Leihbeamte aus der Wirtschaft, die in den Ministerien die Interessen ihrer Unternehmen durchsetzen. Noch haben wir in Deutschland die Genossenschaftsbanken und die Sparkassen, die viel zur Stabilität und Wertschöpfung unserer Wirtschaft beitragen. Die Idee der Kreditgenossenschaften ist urdemokratisch und 150 Jahre nach ihrer Gründung noch genauso gültig wie damals. Lassen wir es nicht zu, dass über Brüssel auch noch diese Stärke der deutschen Wirtschaft zerstört wird.

				Auch Sie können etwas tun. Schaffen Sie Ihr Geld zu einer genossenschaftlichen Bank. Informieren Sie sich über Kapitalanlagen. Verhindern Sie, dass Ihr Kapital mit Zockerprodukten verpufft. Investieren Sie es ausschließlich nach dem Reinheitsgebot in Fest- und Termingelder, Aktien und einfache Aktienfonds sowie Anleihen. Kaufen Sie Aktien solider deutscher und europäischer Unternehmen. Dadurch helfen Sie mit, die internationalen Kapitalflüsse zu stabilisieren. Außerdem unterliegen diese Firmen zumindest hierzulande der europäischen Sozialgesetzgebung. Sie tun damit also auch ein gutes Werk. Werden Sie »Volkskapitalist«.

				Deutschland hat immer noch die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt. Ausgerechnet ein Schweizer Industrieller sagte mir vor einigen Jahren: »Wenn es was mit der Regulierung der Finanzmärkte geben soll, geht es nur, wenn Deutschland eine Vorreiterrolle spielt. Aber ihr traut euch aus historischen Gründen nicht.« Recht hat er: Zur Durchsetzung von solchen Regeln muss Deutschland sich trauen, selbstbewusster seine Positionen zu vertreten. Die Regulierung der Kapitalmärkte ist im Interesse ganz Europas. Deutschland und Frankreich ticken hier durchaus ähnlich. In Kontinentaleuropa geht man nämlich – anders als in den angelsächsischen Ländern – davon aus, dass es so etwas wie das Gemeinwohl gibt und der Staat dieses zu verteidigen habe.

				Das deutsch-französische Tandem muss sich also trotz aller Schwierigkeiten zusammenraufen und bei einer sinnvollen Regulierung der Kapitalmärkte eine zentrale Rolle spielen. Wenn Deutschland und Frankreich sich einig sind, können sie auch auf globaler Ebene viel bewegen und endlich das tun, was getan werden muss: unsere Wirtschaft und Gesellschaft aus der Umklammerung der Finanzoligarchie befreien, die europäische Währung nachhaltig stabilisieren und damit im Endeffekt nicht nur die europäischen Staaten in geordnetes Fahrwasser führen, sondern auch einen Beitrag zur Stabilität und Nachhaltigkeit der Weltwirtschaft leisten. Denn wir können nicht ewig für die Herrschaft der Wenigen zahlen.
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